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5 0 5 . Vertrag zur Änderung des Vertrages zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepu-
blik Deutschland über die Führung von geschlossenen Zügen (Zügen unter
Bahnverschluß) der Österreichischen Bundesbahnen über Strecken der
Deutschen Bundesbahn in der Bundesrepublik Deutschland
(NR: GP XV RV 114 AB 172 S. 19. BR: AB 2067 S. 391.)

5O6. Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich und dem
Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland betreffend Durch-
führung des Artikels 1 Absatz 2 lit. a des Vertrages zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über die Führung von geschlos-
senen Zügen (Zügen unter Bahnverschluß) der Österreichischen Bundesbahnen
über Strecken der Deutschen Bundesbahn in der Bundesrepublik Deutschland

505.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
zur Änderung des Vertrages zwischen der
Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland vom 15. Dezember 1971 über
die Führung von geschlossenen Zügen (Zügen
unter Bahnverschluß) der Österreichischen
Bundesbahnen über Strecken der Deutschen
Bundesbahn in der Bundesrepublik Deutsch-

land •)

Die Republik Österreich und die Bundesrepu-
blik Deutschland sind in der Absicht, den Ver-
trag über die Führung von geschlossenen Zügen
(Zügen unter Bahnverschluß) der Österreichischen
Bundesbahnen über Strecken der Deutschen Bun-
desbahn in der Bundesrepublik Deutschland den
veränderten Gegebenheiten anzupassen, wie folgt
übereingekommen:

Artikel I
1. Art. 1 Abs. 1 lit. a erhält folgende Fassung:

„a) Reisezüge, Reisezugwagen, Packwagen und
Postwagen sowie Güterzüge und Güterzug-
wagen zwischen den Bahnhöfen Salzburg
Hauptbahnhof und Kufstein auf der Strecke
Salzburg Hauptbahnhof—Rosenheim—
Kufstein,"

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1974

2. Art. 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„Im Falle des fahrplanmäßigen Eisenbahn-

durchgangsverkehrs nach Abs. 1 lit. a
a) vereinbaren die für den Eisenbahnverkehr

zuständigen obersten Behörden der Ver-
tragsstaaten, in welchem Ausmaß den
Österreichischen Bundesbahnen eine Be-
rechtigung für Durchfuhrtransporte ein-
geräumt wird,

b) trifft die Deutsche Bundesbahn die danach
erforderlichen Maßnahmen im Benehmen
mit der zuständigen Grenzpolizeibehörde
und der zuständigen Oberfinanzdirektion,

c) hören die Österreichischen Bundesbahnen
die zuständige Sicherheitsbehörde, die zu-
ständige Finanzlandesdirektion und die zu-
ständige Eisenbahnbehörde an."

Artikel II

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Österreichischen Bun-
desregierung innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel III
1. Dieser Vertrag ist zu ratifizieren. Die Rati-

fikationsurkunden werden in Wien ausgetauscht
werden.
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2. Der Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
Monats nach Austausch der Ratifikationsurkun-
den in Kraft.

Geschehen zu Wien, am 5. April 1979, in zwei
Urschriften.

Für die
Republik Österreich:

Lausecker m. p.

Für die
Bundesrepublik Deutschland:

Grabert m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 21. Oktober 1980 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. III
Abs. 2 am 1. Jänner 1981 in Kraft.

Kreisky

506.
V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Republik Österreich und dem Bundes-
minister für Verkehr der Bundesrepublik

Deutschland

Der Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich und der Bundesminister für Ver-
kehr der Bundesrepublik Deutschland sind in
Durchführung des Art. 1 Abs. 2 lit. a des
Vertrages zwischen der Republik Österreich und
der Bundesrepublik Deutschland vom 15. De-
zember 1971 über die Führung von geschlosse-
nen Zügen (Zügen unter Bahnverschluß) der
Österreichischen Bundesbahnen über Strecken der
Deutschen Bundesbahn in der Bundesrepublik
Deutschland in der Fassung vom 5. April 1979 *)
wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Den Österreichischen Bundesbahnen wird
die Berechtigung eingeräumt, daß im fahrplan-
mäßigen Eisenbahndurchgangsverkehr die im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinba-
rung zwischen den Österreichischen Bundesbah-
nen und der Deutschen Bundesbahn festgelegten
Transporte geführt werden.

(2) Nach Fertigstellung der Verbindungskurve
Rosenheim wird den Österreichischen Bundes-
bahnen die Berechtigung eingeräumt, daß im
fahrplanmäßigen Eisenbahndurchgangsverkehr
täglich folgende Transporte geführt werden:

1. bis zu sieben Reisezüge in jeder Fahrt-
richtung im Tagverkehr,

2. bis zu drei Güterzüge in jeder Fahrtrichtung
im Nachtverkehr und

3. ein Postzug in jeder Fahrtrichtung.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 505/1980

(3) Die Berechtigung nach Abs. 1 und 2
schließt den Einsatz von Triebfahrzeugen der
Österreichischen Bundesbahnen ein.

Artikel 2

Diese Vereinbarung gilt auch für das Land
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundes-
republik Deutschland gegenüber der Österrei-
chischen Bundesregierung innerhalb von drei
Monaten nach Inkrafttreten der Vereinbarung
eine gegenteilige Erklärung abgibt.

Artikel 3

(1) Diese Vereinbarung tritt mit dem Zeit-
punkt in Kraft, zu dem der Vertrag vom
5. April 1979 zur Änderung des Vertrages
zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland vom 15. Dezember
1971 über die Führung von geschlossenen Zügen
(Zügen unter Bahnverschluß) der Österreichi-
schen Bundesbahnen über Strecken der Deutschen
Bundesbahn in der Bundesrepublik Deutschland
in Kraft tritt.

(2) Jede Vertragspartei kann die Vereinbarung
schriftlich auf diplomatischem Weg unter Ein-
haltung einer Frist von einem Jahr kündigen.

Geschehen zu Wien, am 5. April 1979, in zwei
Urschriften.

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich:

Wild

Für den Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland:

Beck

Die vorstehende Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 3 am 1. Jänner 1981 in Kraft.

Kreisky


